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Rechtsanwälte Günther
Partnerschaft

Rechtsanwälte Günther • Mittelweg 150 • 20148 Hamburg

Niedersächsisches Oberverwaltungsgericht
Uelzener Straße 40
21335 Lüneburg

Per beA

K l a g e

des

1.
NABU (Naturschutzbund Deutschland) Landesverband Niedersachsen e.V.,
Alleestraße 36, 30167 Hannover, vertreten durch den Vorsitzenden Dr. Holger
Buschmann,

2.
Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) Landesverband Nie-
dersachsen e. V., Goebenstraße 3a, 30161 Hannover, vertreten durch die Vor-
standsvorsitzende Susanne Gerstner,

- Kläger -

Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwälte Günther, Partnerschaft,
Mittelweg 150, 20148 Hamburg

g e g e n

10.10.2024
00389/24 /J /J/J
Mitarbeiterin: Anna Loren Stuhr
Durchwahl: 040-278494-38
Email: stuhr@rae-guenther.de
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das Land Niedersachsen, Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, Energie
und Klimaschutz, Postfach 4107, 30041 Hannover,

 -Beklagter-

wegen: Rücknahme bzw. Widerruf des Planfeststellungsbeschlusses für
die Errichtung und den Betrieb des Endlagers Schacht Konrad
in Salzgitter

Namens und in Vollmacht der Kläger wird beantragt,

1. den Beklagten unter Aufhebung seines Bescheides vom 13.09.2024
(Az: PT-K-67160/120-0004) zu verpflichten, den Planfeststellungs-
beschluss zur Errichtung und zum Betrieb des Endlagers Konrad
als Anlage zur Endlagerung radioaktiver Abfälle mit vernachlässig-
barer Wärmeentwicklung über ein Abfallgebindevolumen von
303.000m³ vom 22. Mai 2002 gem. § 48 VwVfG zurückzunehmen,

hilfsweise wird beantragt,

2. den Beklagten unter Aufhebung seines Bescheides vom 13.09.2024
(Az: PT-K-67160/120-0004) zu verpflichten, den Planfeststellungs-
beschluss zur Errichtung und zum Betrieb des Endlagers Konrad
als Anlage zur Endlagerung radioaktiver Abfälle mit vernachlässig-
barer Wärmeentwicklung über ein Abfallgebindevolumen von
303.000m³ vom 22. Mai 2002 gem. § 49 VwVfG zu widerrufen.

Weiter wird beantragt,

3. den Beklagten unter Aufhebung seines Bescheides vom 13.09.2024
(Az: PT-K-67160/120-0004) zu verpflichten, sämtliche Ausbauar-
beiten für die Erstellung des Endlagers gem. § 19 AtG einzustellen
sowie die sofortige Vollziehung dieser Entscheidung anzuordnen.

Darüber hinaus wird beantragt,

die Verwaltungsvorgänge beizuziehen und uns Akteneinsicht in diese
auf unserem Büro zu gewähren.

Zur B e g r ü n d u n g  der Klage beziehen wir uns zunächst auf das gesamte
bisherige außergerichtliche Vorbringen der Kläger.
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Mit Schreiben vom 25.05.2021 nebst Anlagen wandten sich die Kläger an den Be-
klagten und stellten in Bezug auf die erstrebte Rücknahme bzw. Widerruf des Plan-
feststellungsbeschlusses Schacht Konrad drei Anträge, die den hier gestellten drei
Klageanträgen entsprechen, beigefügt als

Anlagenkonvolut K 1.

Mit Bescheid vom 19.12.2023 (Az: PT-K-67160/120-0003) wurde den Klägern im
Rahmen einer Anhörung Gelegenheit zur Stellungnahme seitens des Beklagten ge-
geben, beigefügt als

Anlage K 2.

Die Kläger haben auf den Anhörungsbescheid mit Schreiben vom 15.04.2024 Stel-
lung genommen, beigefügt als

Anlage K 3.

Die Anträge der Kläger vom 25.05.2021 wurden mit dem angefochtenen Bescheid
des Beklagten vom 13.09.2024, per beA am 13.09.2024 zugestellt, abgelehnt.

Anlage K 4

Eine weitere Begründung der Klage wird innerhalb der in § 6 UmwRG vorge-
schriebenen Frist erfolgen.

q.e.s.

Rechtsanwältin
Dr. Michéle John


